P R O T O K O L L
über die Gemeinderatssitzung

am Mittwoch, 04.7.2007, 19:30 Uhr

Ort: Gemeindeamt Ulrichskirchen

Eingeladen und anwesend waren:

Vizebgm. Rolf-Dieter Hensel



GfGR Robert Busch

GfGR Josef Holzbauer



GfGR Susanne Wohner

GfGR Josef Stöckelmayer



GfGR Michael Neumann

GR Rudolf Roschitz




GR Wolfgang Kraus

GR Ludwig Wernhart 




GR Kalser Wolfgang
GR Ing. Karl Jansky




GR Franz Busch

GR Prof. Mag. G. Schwaigerlehner


GR Ingeborg Esberger

GR Josef Binder




GR Schuster Klaus
GR Maria Schütz




GR Johann Krexner

GR Ing. Markus Köstler



Entschuldigt: GR Mader Christian
Vorsitz:
Bgm. Ernst Bauer

Protokoll:
Heidi Holzmann

TAGESORDNUNG:

Öffentlich:

1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

2. Auflage der 8.Änderung des Flächenwidmungsplanes

3. Bebauungsplan „In Kellerbergen“

4. Umfahrung Ulrichskirchen

5. Anfragen und Mitteilungen, die in die Kompetenz des Gemeinderates fallen

Unter Ausschluss der Öffentlichkeit:

6. Wasserschaden Volksschule

7. Einvernehmliche Lösung eines Dienstverhältnisses

8. Änderung Dienstvertrag

Die Mitglieder des Gemeinderates werden zum 2. Mal zur Beratung über dieselben Gegenstände berufen. Auf die Bestimmungen des § 48 der NÖ Gemeindeordnung wird hingewiesen.

TO 1) Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bgm.Ernst Bauer begrüßt die Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die Sitzung. Weiters weist Bgm. Bauer darauf hin, dass die Gemeinderäte zum 2. Mal zur Beratung über dieselben Gegenstände eingeladen wurden. In diesem Falle würde zur Beschlussfähigkeit die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Mitglieder des Gemeinderates genügen.
Bgm. Bauer teilt mit, dass ein Dringlichkeitsantrag gem. § 46 Abs. 3 der NÖ Gemeindeordnung vorliegt:

Die unterzeichneten Gemeinderäte Vizebgm. Hensel, GfGR Stöckelmayer und GfGR Busch stellen den Antrag, folgenden Tagesordnungspunkt in die Tagesordnung der Gemeinderatssitzung vom 4.7.2007 aufzunehmen:

Grundabtretung Fam. Bottoli, KG Schleinbach
Beschluss: Der Dringlichkeitsantrag wird einstimmig angenommen und unter TO 2 der Tagesordnung behandelt. Alle anderen werden nachgereiht.

TO 2) Grundabtretung Fam. Bottoli, KG Schleinbach
Im Zuge des Neubaus der Fam. Peter und Sabine Bottoli, Waldgasse 44, 2123 Schleinbach, kommt es zu einer straßenseitigen Abtretung an die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach im Ausmaß von einer Fläche von 50m² - lt. Vermessungsurkunde von DI Brezovsky, GZ 1533/07, Figur 6 vom 26.6.2007. Diese Abtretung erfolgt kostenlos.
Antrag: Der Gemeinderat möge zustimmen, die Figur 6 im Ausmaß von 50m² gem.§ 13 LTG in das öffentliche Gut der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach zu übernehmen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 3) Auflage der 8.Änderung des Flächenwidmungsplanes
Bgm. Bauer berichtet, dass der Entwurf über die 8. Änderung des Flächenwidmungsplanes in Teilbereichen in Ulrichskirchen und Schleinbach mit folgenden Änderungen zur Auflage fertig wäre und zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegt werden kann.

KG Ulrichskirchen

· Schleinbacher Straße – Weitzendorfer Haus

Umwidmung soll von Bauland Agrar auf Bauland Wohngebiet erfolgen, da sich zwischenzeitlich die rechtlichen Grundlagen geändert haben und ein solche WHA im Bauland Agrar nicht mehr möglich ist.

· In den Jochen – Gartenhäuser

Bei den Grundstücken entlang der Bahn, die keinen Lärmschutzdamm haben, soll der Grüngürtel in Bauland umgewidment werden. Entlang der Straßenseite sollen die dort errichteten Anlagen auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen auch genehmigt werden können.

KG Schleinbach

· Bahnstraße 99 bei Gebös-Anlage 

Hier soll ein Grünstreifen/Lärmschutz zur LH6 in Verkehrsfläche privat umgewidmet werden um die dzt. Parkplatzsituation zu verbessern.

Die Verpflichtungserklärung der Gebös, dass bei Bedarf eine entsprechende Lärmschutzwand aufgestellt wird, liegt zwischenzeitlich im Original vor.

· Hauptstraße – Wagner Wirtshaus

3 Parzellen (.124, 1034/1 und 1034/2) sollen von Bauland Agrar in Bauland Kerngebiet

umgewidmet werden. Begründung: Hier soll eine dichtere Bebauung stattfinden können – 

wie bereits in der letzten Sitzung erwähnt.
GfGR Busch: Wäre der SPÖ Fraktion in der letzten Sitzung der Antrag, eine nochmalige

Unterbrechung zur Einsicht in die Vorverträge durchzuführen, gewährt worden, wäre die heutige Sitzung nicht notwendig gewesen. Er hat die beiden Vorverträge mit den Grundeigentümern nun gesehen. Weiters sähe er sich brüskiert, dass in einem gemeindeeigenen Blatt ein Konzept vorgestellt wird, welches die gesamte SPÖ Fraktion gar nicht kennt. Die bereits vorhandenen Skizzen,etc. wurden vor der GR Sitzung nicht hergezeigt, was für ihn noch mehr Grund ist, dass die letzte GR Sitzung unterbrochen wurde. Die SPÖ Fraktion wird diesem Antrag nur zustimmen, wenn der letzte Punkt rausgenommen wird. Begründung: Ein Vorvertrag ist nicht automatisch ein Vorverkaufsrecht. Es sollte zuerst das Grundstück gekauft werden und dann die Umwidmung stattfinden. Er weist auf den gültigen GR Beschluss aus dem Jahre 2006 hin, mit welchem der GR beschlossen hat, diesen Ankauf zurückzustellen, bis ein Gesamtkonzept vorliegt. Es wurde ihnen bis heute noch kein Gesamtkonzept vorgelegt. Es sind die Kosten des Abbruchs, des Ankaufs der Grundstücke noch nicht bekannt. Es besteht auch kein Vorvertrag mit dem Bauherren. Es wird eigentlich ein Grund umgewidmet bzw. aufgewertet, der der Gemeinde noch gar nicht gehört.

Bgm. Bauer: Der Ankauf wird in der nächsten GR Sitzung vor Beschluss der VO der 8.Änderung d. FWP passieren.

Die Einsichtnahme in die Akten der Punkte der GR Sitzung ist vom Tag der Einladung (5 Tage vor Sitzungstag) bis zum Tag der GR Sitzung allen Gemeinderäten zu gewähren. Während der GR Sitzung ist keine Einsichtnahme mehr möglich (gem. §22 GO). Den Vorwurf, der Bgm. hätte nicht informiert, weist er zurück. Bgm. Bauer liest die Tonaufnahme des Tagesordnungspunktes der GV Sitzung vor, in welcher die Umwidmung des Gebietes Wagner Wirtshaus besprochen wurde. Lt. Aufnahme wurde die Umwidmung angeführt, das Projekt „Betreutes Wohnen“ wurde angesprochen, welches mit der Genossenschaft Heimat Österreich durchgeführt werden soll. Auch wurde mitgeteilt, dass die Grundeigentümer schriftlich der Gemeinde im Wort stehen.

Alle diese Punkte wurden in der GV Sitzung angesprochen, die Möglichkeit zur Einsichtnahme war immer gegeben.

Diese Verträge gehören jedoch mit Sicherheit nicht zur Thematik dieses TO Punktes.

GfGR Busch: Die SPÖ Fraktion ist grundsätzlich für das betreute Wohnen. GfGR Busch glaubt jedoch, dass verkehrt begonnen wird. Aus diesem Grund wird nicht zugestimmt.
Antrag Bgm. Bauer: Den zur Auflage vorbereiteten Flächenwidmungsplan mit den 4 

genannten Punkten zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen.
Beschluss: Der Antrag wird mit 11 Stimmen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt) angenommen, 9 Gegenstimmen (SPÖ)
TO 4) Bebauungsplan „In Kellerbergen“
Die Kundmachung ist vom 24.4. bis 5.6.2007 aufgelegen, es gab keine Einwendungen. Es wurden durch die  Herren DI Just und Erhard kleine Änderungen angeregt, welche in die nun zu beschließende Verordnung eingearbeitet wurden.

Antrag: Bgm. Bauer: Die vorliegende Verordnung „Bebauungsplan In Kellerbergen“ zu beschließen.
Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

K U N D M A C H U N G

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach hat in seiner Sitzung am 04.07.2007, TOP 4, für den Bereich „In Kellerbergen“ in der KG Kronberg folgende Verordnung beschlossen:

V E R O R D N U N G

§ 1 Bebauungsplan

Auf Grund des § 72 Abs. 1 der NÖ Bauordnung 1996, LGBl. 8200 in der geltenden Fassung wird ein Teilbebauungsplan für den Bereich „In Kellerbergen“ in der Katastralgemeinde Kronberg erlassen.

§ 2 Allgemeine Einsichtnahme

Die im § 1 angeführte und von Dipl.Ing. Hans Kordina, Ingenieurskonsulent für Raumplanung und Raumordnung im Juni 2007 verfasste Plandarstellung (Plannummer B-07/06/001 sowie die Planbeilage GZ B-07/06/002), welche mit einem Hinweis auf diese Verordnung versehen ist, liegt im Gemeindeamt während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf.

§ 3 Bebauungsbestimmungen

Gemäß § 69 Abs. 2 der NÖ Bauordnung 1996, LGBl. 8200 in der geltenden Fassung werden folgende zusätzliche Bebauungsbestimmungen erlassen:

1  Das Geländeniveau im vorderen Bauwich muss westlich des Weges mit der Parzellennummer 

    1425/1 auf das Niveau der angrenzenden Straßenfluchtlinie geändert werden (Planbeilage

    GZ B-07/06/002).

2  Die Grundstücksgrenze, an welcher im Bauland mit gekuppelter Bauweise, die Kuppelung erfolgen

    muss, wird gemäß Planbeilage GZ B-07/06/002 festgelegt.

3  Einfriedungen gegen öffentliche Verkehrsflächen dürfen eine Höhe von 1,20 m, gemessen ab dem

    angrenzenden Straßenniveau, nicht überschreiten.

4  Nebengebäude und Kleingaragen dürfen nur in einem Mindestabstand von 5,0 Metern zur Straßen-

    fluchtlinie errichtet werden.

5  Die Errichtung von Werbeanlagen ist untersagt.

§ 4 Schlussbestimmung

Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft.

TO 5) Umfahrung Ulrichskirchen

Es wird ein gemeinsamer Antrag von ÖVP, Grünes Kleeblatt und SPÖ gestellt.

Antrag:

Der Bürgermeister wird ersucht, mit den der Gemeinde zur Verfügung stehenden publizistischen Möglichkeiten (Gmoablattl, Internet, Informationsveranstaltungen,..), der Bevölkerung alle Informationen über den Stand und die zu erwartenden Entwicklungen der Verkehrssituation im Gemeindegebiet zur Verfügung zu stellen.

Insbesondere ist die Bevölkerung über alle Möglichkeiten einer Reduzierung des Durchzugsverkehrs durch Rückbau, über mögliche Trassenführungen einer Umfahrung von Ulrichskirchen, deren Vor- und Nachteile und über den Stand der Planungen seitens der NÖ Landesregierung, über zu erwartende Auswirkungen der geplanten Nordautobahn und des geplanten Einkaufszentrums Gerasdorf umfassend zu informieren.

Bei den Veröffentlichungen im „Gmoablattl“ ist sowohl den Befürwortern als auch den Gegnern einer Umfahrung in Ulrichskirchen Gelegenheit zu bieten, Ihre Positionen der Bevölkerung zu präsentieren.

Als Basis für die weitere Vorgangsweise sollen darüber hinaus Aussagen von Experten eingeholt werden, die unter Berücksichtigung aller Rahmenbedingungen darüber Auskunft geben, durch welche Maßnahmen die Beeinträchtigung der Bevölkerung durch den zunehmenden Verkehr hintan gehalten werrden kann.

Ebenso wird die Gemeinde in Form einer Erhebung die Bevölkerung in die Entscheidung über die dann zu beschließenden Maßnahmen der Verkehrsregelungen mit einbeziehen.

Die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach tritt für die Errichtung einer Umfahrung des Ortsgebietes Ulrichskirchen ein, wenn die Expertenmeinungen diese empfehlen und die Bevölkerung den Bau befürwortet.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.
TO 5) Anfragen und Mitteilungen, die in die Kompetenz des Gemeinderates fallen

GfGR Wohner und GR Kraus fragen an, warum die Passleithen im Frühjahr nicht durch die Fa. Schörg saniert wurde. Es gab beim jährlichen Passleithen Fest einige Beschwerden der Besucher.

GR Roschitz: Die Fa. Schörg hat ihre Arbeiten noch nicht beendet, in der Passleithen muss jedoch mit dem Schild gefahren werden. Wäre die Bitte, die Passleithen im Gebiet des Festes zu sanieren, vom Veranstalter des Festes rechtzeitig an ihn gerichtet worden, so wäre dieses sicherlich auch passiert. Man wird aber zukünftig darauf achten.

GR Wernhart gibt kurze Information über die ab August neu eingerichtete Altstoffsammelstelle im Bauhof Schleinbach. Das wird im Jahr 2007 als zusätzliche Einrichtung geführt, die im Gemeindekalender angeführten Termine bleiben selbstverständlich aufrecht. Man wird beobachten, wie dieses Bringsystem von der Bevölkerung angenommen wird – entsprechend können dann Möglichkeiten einer Änderung unseres Müllsystems angedacht werden.

GR Schuster fragt an, ob in der Volksschule am Spielplatz mehr Schatten geschaffen werden kann. Auch ein Windschutzgürtel wäre notwendig.
GR Schütz erklärt, dass beide Projekte bereits in Planung sind. Für die Beschattung in Form einer Pergola und für eine neue Bepflanzung wurden bereits Angebote eingeholt – es wird ein Treffen der Verantwortlichen in den nächsten 3 Wochen stattfinden.

Bgm. Bauer teilt mit, dass angedacht wird, Gemeindebürger mit produktiven Ideen für das Gemeinwohl oder langjährige Vereinsmitglieder, welche ebenfalls ihren Teil für die Gemeinde leisten bzw. geleistet haben, im Rahmen des jährlichen Neujahrsempfanges zu ehren. Er bittet die Fraktionen über diese Idee nachzudenken und eventuelle Vorschläge über Personen, die geehrt werden könnten, zu machen. Er könnte sich vorstellen, diesbezüglich im September einen Beschluss zu fassen.
Bgm. Bauer beendet, da es keine weiteren Anfragen und Mitteilungen gibt, um 20:20 Uhr die Sitzung.
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